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Nachhaltigkeit und Reputation gehören zusammen 
 

Finanzkrise 2007/2008 
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Nachhaltigkeit und Klima gehören zusammen 
 

 

 

 

 

"Es sind ja inzwischen mancherorts 1,30 m Regen gefallen,  
so viel fällt in Berlin etwa in 2,5 Jahren." 

Prof. Dr. Stefan Rahmstorf vom Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung im heute-journal vom 30.08.2017 
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Quelle: Spiegel Online, imago 

Nachhaltigkeit und Klima gehören zusammen 
 

Hurrikan Irma in Deutschland (2017)   

Irma 

José 

Hurrikan Irma und Jose in der Karibik (2017) 
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Was ist Nachhaltigkeit? 

Nachhaltigkeit bedeutet, die Bedürfnisse der heute 
lebenden Menschen zu erfüllen, ohne dabei spätere 
Generationen in ihren Fähigkeiten einzuschränken, die 
eigenen Bedürfnisse zu erfüllen. World Commission on Environment  

and Development, 1987 

ESG 

E S G 
Environment 

(Umwelt) 
 

 Klimaschutz 
 Umweltpolitik 
 Wassermanagement 
 Umweltmanagementsystem 

Social 
(Soziales) 

 
 Menschenrechte 
 Sozialstandards in der 

Lieferantenkette 
 Sicherheit und Gesundheit 

Governance 
(Unternehmensführung) 

 
 Verhaltenskodex 
 Vergütungssysteme 
 Transparenz und Berichterstattung 
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Von der Nische in die Weltpolitik 

2017 Dez. 2015 
Begrenzung der 
Erwärmung auf 

deutlich unter 2 °C 
(1,5 °C ) 

Anpassung an den 
Klimawandel 
(Resilienz) 

1992 Sept. 2015 

Agenda 2030: 
Sustainable 

Development Goals 

Ablösen der 
Millenniumsziele 

(Millenniumsgipfel 
2000 in New York) 

Nov. 2016 

Ziel: Umsetzung von 
COP 21 anhand 

konkreter 
Maßnahmen 

Verabschiedung 
Nachhaltigkeitsstrateg

ie für Deutschland 

Umsetzung der 
Sustainable 

Development Goals 
(SDG) 

 Dekarbonisierung bis 
Mitte des 

Jahrhunderts 
(Divestment) 

17 Ziele für eine 
globale nachhaltige 

Entwicklung 

Nov. 2017 

Detailumsetzung des 
Pariser Abkommens 

Facilitative Dialoque 

UN Klimakonferenz in 
Rio: Agenda 21 

 

UN FCCC 
Klimarahmen-

konvention: Anstoß 
für jährliche 

Klimakonferenzen 

 1997: Kyoto-
Protokoll 

 Ziel: Globale 
Erwärmung 

verlangsamen 

Vorführender
Präsentationsnotizen
COP21 – Ergebnisse des Klimagipfels in Paris
• Begrenzung der Erwärmung auf deutlich unter 2 °C und Anstrengungen,
um eine Begrenzung auf 1,5 °C zu erreichen.
• Erhöhung der Fähigkeit zur Anpassung an den Klimawandel (Resilienz).
• Umlenken der Finanzströme, um sie mit diesen Klimazielen kompatibel zu machen.

Gemeinsames Emissionsziel: Netto-Null-Treibhausgasemissionen in der zweiten Hälfte des
Jahrhunderts -> globale Dekarbonisierung bis Mitte des Jahrhunderts

Klimarahmenkonvention (UNFCCC)
Das Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen über Klimaänderungen (englisch United Nations Framework Convention on Climate Change, UNFCCC) ist ein internationales Umweltabkommen mit dem Ziel, eine gefährliche anthropogene Störung des Klimasystems zu verhindern und die globale Erwärmung zu verlangsamen sowie ihre Folgen zu mildern (Artikel 2). Gleichzeitig umfasst diese Bezeichnung auch das Sekretariat, das die Umsetzung der Konvention begleitet und seinen Sitz in Bonn hat. Die wichtigste Verpflichtung der Konvention ist, dass alle Vertragspartner regelmäßige Berichte zu veröffentlichen haben, in denen Fakten zur aktuellen Treibhausgasemission und Trends enthalten sein müssen.

Die Klimarahmenkonvention wurde am 9. Mai 1992 in New York City verabschiedet und im selben Jahr auf der Konferenz der Vereinten Nationen über Umwelt und Entwicklung (UNCED) in Rio de Janeiro von 154 Staaten[1] unterschrieben. Sie trat zwei Jahre darauf, am 21. März 1994, in Kraft. Am 12. August 1996 zog das Sekretariat der Klimarahmenkonvention nach Bonn ins Haus Carstanjen um, seit Herbst 2013 ist es dort und im Bonner UN-Campus beheimatet.

Die 195 Vertragsstaaten[2] der Konvention treffen sich jährlich zu Konferenzen, den UN-Klimakonferenzen (auch „Weltklimagipfel“), auf denen um konkrete Maßnahmen zum Klimaschutz gerungen wird. Die bekannteste dieser Konferenzen fand 1997 im japanischen Kyōto statt und erarbeitete das Kyoto-Protokoll, das unter anderem den Emissionsrechtehandel in der EU ins Leben rief. Die Klimagipfel sind zugleich die Vertragsstaatenkonferenzen des Kyoto-Protokolls, seitdem dieses am 16. Februar 2005 in Kraft trat.

Für die Forstpolitik ergibt sich aus dem Kyoto-Protokoll die Möglichkeit, Wälder als Kohlenstoffsenken in die nationale Bilanz miteinzubeziehen. Ferner können im Rahmen der Gemeinschaftsreduktion (Joint Implementation) und dem Mechanismus für umweltverträgliche Entwicklung (CDM) durch treibhausgasemissionsmindernde Maßnahmen Zertifikate generiert werden, zum Beispiel durch die Errichtung von mechanisch-biologischen Abfallbehandlungsanlagen oder die Aufforstung in Entwicklungsländern, um die CO2-Bilanz eines Industrielandes zu verbessern.

Petersberger Klimadialog
Der Petersberger Klimadialog (international ist die englische Bezeichnung Petersberg Climate Dialogue gebräuchlich) ist eine Serie jährlicher internationaler Konferenzen auf Ministerebene, die als Impulsgeber zur Vorbereitung der jährlichen UN-Klimakonferenzen dienen. Der Dialog wurde nach dem gescheiterten Klimagipfel von Kopenhagen auf Initiative von Deutschland ins Leben gerufen, um den Klimaschutzprozess neu zu beleben. Da der erste Klimadialog auf dem Petersberg bei Bonn stattfand, wurde die Bezeichnung auch für die folgenden Konferenzen beibehalten, obwohl sie seither in Berlin stattfanden. Getragen werden die Konferenzen jeweils gemeinsam von Deutschland und dem Gastgeberland der bevorstehenden Klimakonferenz.

G7 – Klimabeschlüsse
Der Gipfel verständigte sich darauf, im Laufe des 21. Jahrhunderts auf fossile Energieträger zu verzichten. Bis 2050 soll der Ausstoß von Treibhausgasen im hohen zweistelligen Prozentbereich gegenüber 2010 verringert werden. Im Klartext heißt das: ein deutlicher Rückzug aus der Kohleverstromung

Klima und Energiepolitik 2030
Im März 2007 hat der Europäische Rat, unter deutschem Vorsitz, erstmals europäische Klima- und Energieziele vereinbart. Das Klima- und Energiepaket 2020 beinhaltet drei Ziele, die bis 2020 erreicht werden sollen. Mit dieser sogenannten Zieltrias hat sich die EU verpflichtet, erstens ihre Treibhausgasemissionen bis 2020 gegenüber 1990 um mindestens 20 Prozent zu verringern. Der Beschluss sah eine Erhöhung des Ziels auf 30 Prozent vor, wenn sich andere Industriestaaten in einem globalen Abkommen zu vergleichbaren Emissionsreduktionen und die Schwellenländer zu einem angemessenen Beitrag verpflichtet hätten. Zweitens soll der Anteil der erneuerbaren Energien am Gesamtenergieverbrauch der EU bis 2020 auf 20 Prozent erhöht werden. Und drittens sollen durch verstärkte Energieeffizienz im Vergleich zu Prognosen 20 Prozent des EU-Energieverbrauchs für das Jahr 2020 eingespart werden. 

Auf dem EU-Ratsgipfel im Oktober 2014 haben die EU-Mitgliedstaaten auf Ebene der Staats- und Regierungschef, als Nachfolge der 2020-Ziele, den Rahmen für die Klima- und Energiepolitik bis 2030 beschlossen. Der Beschluss beinhaltet die Fortführung einer Zieltrias für die Bereiche Klimaschutz, erneuerbare Energien und Energieeffizienz. Dabei sollen die Treibhausgasemissionen gegenüber 1990 um mindestens 40 Prozent gesenkt werden, ausschließlich durch Maßnahmen innerhalb der EU. Eine Steigerung des Ziels über den Mindestwert von minus 40 Prozent hinaus bleibt daher möglich, insbesondere im Zusammenhang mit einem internationalen Klimaschutzabkommen, dessen Abschluss für 2015 in Paris angestrebt wird. Der EU-weite Anteil erneuerbarer Energien am Gesamtverbrauch soll auf mindestens 27 Prozent steigen, wobei das Ziel lediglich auf Ebene der EU, nicht aber der Mitgliedstaaten verbindlich ist. Außerdem wurde für Energieeffizienz ein indikatives Ziel festgelegt, das eine Senkung des Energieverbrauchs in Höhe von 27 Prozent gegenüber der erwarteten Entwicklung festlegt, jedoch keine nationalen verbindlichen Ziele. Eine Überprüfung des Effizienzziels ist für 2020 geplant, und könnte eine Anhebung auf 30 Prozent ermöglichen. Die Staats- und Regierungschefs haben sich ferner für eine Reform des Emissionshandels als zentrales EU-Instrument für den Klimaschutz ausgesprochen.

Aktionsprogramm Klimaschutz 2020
Das Bundeskabinett hat am 3. Dezember 2014 das Aktionsprogramm Klimaschutz 2020 beschlossen. Damit stellt die Bundesregierung sicher, dass Deutschland seine Treibhausgasemissionen bis 2020 um 40 Prozent gegenüber 1990 reduziert. Dieses Ziel hatte sich die Regierung 2007 gesetzt. Ohne das Programm hätte Deutschland aktuellen Projektionen zufolge das Ziel um 5 bis 8 Prozentpunkte verfehlt. Das sei das umfangreichste Maßnahmenpaket, das je eine Bundesregierung zum Klimaschutz vorgelegt hat, sagte Bundesumweltministerin Barbara Hendricks.

Klimaschutzplan 2050
Mit dem bei der Klimaschutzkonferenz Ende 2015 in Paris beschlossenen Klima-Abkommen (PDF extern, 506 KB, englisch) bekennt sich die Weltgemeinschaft völkerrechtlich verbindlich zum Ziel, die Erderwärmung auf deutlich unter 2 Grad Celsius gegenüber vorindustriellen Werten zu begrenzen und Anstrengungen zu unternehmen, die globale Erwärmung auf 1,5 Grad Celsius zu begrenzen.

Das Abkommen legt auch fest, dass die Welt in der zweiten Hälfte des Jahrhunderts treibhausgasneutral werden muss. Im Lichte der Ergebnisse von Paris wird die Bundesregierung im Sommer 2016 einen nationalen Klimaschutzplan 2050 beschließen. Damit der langfristig angelegte Klimaschutzplan in Gesellschaft und Wirtschaft auf Akzeptanz stößt, hat die Bundesregierung im Sommer 2015 einen breit angelegten Beteiligungsprozess gestartet. Bundesländer, Kommunen und Verbände sowie Bürgerinnen und Bürger sind aufgefordert, der Bundesregierung strategische Maßnahmen vorzuschlagen, mit denen die langfristigen Klimaziele erreicht werden. Die Regierung wird diese Vorschläge im Rahmen der Erarbeitung des Klimaschutzplans 2050 prüfen und dazu in geeigneter Weise Stellung nehmen. Die Bundesregierung wird den Klimaschutzplan danach regelmäßig überprüfen und fortschreiben.

Nationale Nachhaltigkeitsstrategie
Am 17. April 2002 beschloss die Bundesregierung die nationale Nachhaltigkeitsstrategie "Perspektiven für Deutschland". Seitdem ist eine nachhaltige Entwicklung zentrales Ziel des Regierungshandelns. Sowohl die Erarbeitung der Strategie als auch der Fortschrittsberichte wurden durch einen breiten Dialog- und Konsultationsprozess mit den gesellschaftlichen Gruppen begleitet. Der "Rat für nachhaltige Entwicklung" gab hierzu wichtige Empfehlungen und Anregungen.

Die Nachhaltigkeitsstrategie entwickelt anhand von vier Leitlinien eine Vision für die Zukunft unseres Landes:
1. Generationengerechtigkeit
2. Lebensqualität
3. Sozialer Zusammenhalt und
4. Internationale Verantwortung.

Auf Grundlage dieser Leitlinien wurden prioritäre Handlungsfelder und meist quantitative Ziele definiert. Die Ziele helfen uns dem Leitbild einer nachhaltigen Entwicklung näher zu kommen. Das heißt: Heute und hier nicht auf Kosten der Menschen in anderen Regionen der Erde und auf Kosten zukünftiger Generationen zu leben. Dazu einige Beispiele:
•Der Anteil der erneuerbaren Energien am Primärenergieverbrauch sollte bis 2010 auf 4,2 Prozent und am Bruttostromverbrauch auf 12,5 Prozent steigen. Beide Ziele wurden vorzeitig erreicht. Bis 2020 sollen die Anteile nun auf 10 bzw. 30 Prozent steigen.
•Die Energie- und Rohstoffproduktivität soll bis 2020 (gegenüber 1990 bzw. 1994) verdoppelt werden. Das heißt, auch bei steigender Wirtschaftsleistung soll nicht mehr Energie und sollen nicht mehr Rohstoffe verbraucht werden ("Entkoppelung") und ihr Einsatz im Vergleich zu den Basisjahren zudem weiter sinken.
•In der Zeit von 2008 bis 2012 sollten die Treibhaus-Gas-Emissionen um 21 Prozent gegenüber 1990 verringert werden. Die Gesamtemission in CO2-Äquivalenten reduzierte sich im Mittel der Jahre 2008 bis 2012 um 23,6 Prozent zum Basisjahr. Im Jahr 2010 wurde das im Koalitionsvertrag vereinbarte Ziel einer Verminderung um 40 Prozent bis 2020 in die Strategie aufgenommen
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Die Sustainable Development Goals der Vereinten Nationen 
Orientierung für Unternehmen und Organisationen, die über ihre Nachhaltigkeitsleistungen berichten 
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EU-Berichtspflicht: Die CSR-Richtlinie im Umfeld von Initiativen 
und geplanter Regulatorik (Auswahl) 

Beispiele für Bank-Regulatorik : Basel III, MiFIDII 
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Unternehmen Asset Manager Investoren 

 Corporate 
Governance Kodex 

 Leitsätze für Dialog 
zwischen Investor 
und Aufsichtsrat 

 CSR-Richtlinie 
 Carbon Disclosure 

Projekt 

 BVI 
Wohlverhaltens-
richtlinien 

 KAGB 
 DVFA-Scorecard 

 PRI-Richtlinien 
 Eurosif-Richtlinien 
 Umwelt-

management 
 Morningstar 

Sustainability Rating 

 EU-Pensionsfonds-
richtlinie 

 EU-Aktionärs-
richtlinie 

 

 Investoren- 
Initiativen, z.B. 
 Kirchliche 

Investoren 
 Kommunen in 

NRW/BW 
 Deutscher 

Städtetag 
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CSR-Richtlinie Umsetzungsgesetz in der Presse 
 

Quelle: Handelsblatt, 5. September 2017, Nr. 171 
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CSR-Richtlinie Umsetzungsgesetz 
Zeitachse 

Erlass der EU-Richtlinie zur Angabe 
nichtfinanzieller & die Diversität 
betreffender Informationen durch 
bestimmte große Unternehmen und Gruppen 
 

22.10.2014 06.01.2016 09.03.2017 18.04.2017 

CSR-Richtlinie 
2014 / 95 / EU 

Umsetzungsfrist der 
CSR-Richtlinie 

Bundestag 
beschließt 
CSR-RUG 

Veröffentlichung CSR-RUG 
im Bundesblatt & 
Inkrafttreten am 
darauffolgenden Tag 
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Änderungen im Handelsgesetzbuch 

▪ Die CSR-Richtlinie wird in Deutschland größtenteils durch Änderungen im Handelsgesetzbuch („HGB“) 
umgesetzt. 

▪ Nicht finanzielle Berichtspflichten: §289b bis 289e, 315b bis 315c HGB 
▪ Angaben zu Diversitätskonzepten im Rahmen der Erklärung zur Unternehmensführung  nach § 289f Abs. 2 

Nr. 6 HGB 

Weitere Anpassungen u.a. von Verordnungen und Gesetzen  

▪ z.B. Aktiengesetz, Genossenschaftsgesetz, Unternehmensregisterverordnung, Wertpapierhandelsgesetz 
▪ Beispiel: Die Aufgaben und Rechte des Aufsichtsrat (§ 111 Absatz 2 AktG) wurden um die Vorgaben zur externen 

inhaltliche Überprüfung der nichtfinanziellen (Konzern-) Erklärung oder des gesonderten nichtfinanziellen 
(Konzern-) Berichts ergänzt. 

CSR-Richtlinie Umsetzungsgesetz 
Umsetzung in nationales Recht  

► Grundsätzlich 1:1-Umsetzung der Vorgaben der CSR-Richtlinie 
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Anwendungsbereich 

▪ Kapitalmarktorientierte Kapitalgesellschaften  

▪ z.B.  AGs, KGaAs, SEs 
▪ Kapitalmarktorientierte haftungsbeschränkte 

Personenhandelsgesellschaften und Genossenschaften 

▪ z.B. bestimmte GmbH & Co. KGs 
▪ Kreditinstitute 

▪ Versicherungen 

▪ Betroffen sind circa 550 Unternehmen in Deutschland, 
davon alleine 140 Sparkassen 

CSR-Richtlinie Umsetzungsgesetz 
Welche Unternehmen sind betroffen? 

Vorgaben 

▪ Mehr als 500 Mitarbeiter 

und  

▪ Bilanzsumme von 20 Mio. Euro 

oder 

▪ Umsatzerlöse von 40 Mio. Euro 
 

► Nicht betroffen sind weite Teile des Mittelstands, aber auch größte Unternehmen, soweit diese die Möglichkeiten des 
organisierten Kapitalmarkts nicht nutzen. 
 
 

Vorführender
Präsentationsnotizen
Lediglich 536 Unternehmen wären von den höheren Transparenzanforderungen erfasst. Das wäre nur ein Bruchteil der mehreren Tausend größeren Unternehmen in Deutschland. Unter den 536 Firmen sind allein 258 Kreditinstitute und Versicherungen, dies insbesondere Sparkassen und Genossenschaftsbanken.
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Geschäftsbericht § 328 HGB Lagebericht § 289 HGB   Nichtfinanzielle(r) Erklärung/ Bericht    
§ 289b HGB / 289b Absatz 3 HGB  
 
 

 Der Geschäftsbericht wird als 
Instrument genutzt, um die 
gesetzlichen 
Offenlegungspflichten zu 
erfüllen. 

 Informationen des vergangenen 
Geschäftsjahres. 

 Pflichtteile des Geschäftsberichts: 
 Jahresabschluss (Bilanz, GuV, 

Anhang) 

 Lagebericht 

 Bestätigungsvermerk 

 Bericht des Aufsichtsrats 

 Gewinnverwendungsvorschlag 

 Entsprechenserklärung 
 

 Pflichtteil des Geschäftsberichts 

 Im Lagebericht sind der 
Geschäftsverlauf einschließlich 
des Geschäftsergebnisses und 
die Lage der Kapitalgesellschaft so 
darzustellen, dass ein den 
tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild vermittelt wird. 

 Gegenwärtige und zukünftige 
Situation des Unternehmens 
bezüglich der Chancen und Risiken. 

 Geschäfts- und 
Rahmenbedingungen 

 Finanz-, Ertrags- und 
Vermögenslage 

 Risikomanagementziele und -
methoden 

 

 Als Erweiterung des Lageberichts  
in Form von nichtfinanzieller (Konzern-) 
Erklärung  

oder 

 Als vom Geschäftsbericht separater 
Bericht 

 z.B. in Form eines 
Nachhaltigkeitsberichts und damit 
separat vom Geschäftsbericht/ 
Lagebericht 

 

CSR-Richtlinie Umsetzungsgesetz 
Einordnung > Geschäftsbericht, Lagebericht, nichtfinanzielle 
Erklärung, nichtfinanzieller Bericht 
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CSR-Richtlinie Umsetzungsgesetz 
Inhalte der nichtfinanziellen Berichterstattung bzw. Erklärung (§ 289c HGB) 

 

(1) In der nichtfinanziellen Erklärung ist das 
Geschäftsmodell der Kapitalgesellschaft kurz zu 
beschreiben 

Umweltbelange 
(u. a. Emissionen, Energieverbrauch, Schutz 
biologischer Vielfalt) 

Arbeitnehmerbelange 
(u. a. Geschlechtergleichstellung, Arbeitsbedingungen, 
Gesundheitsschutz) 

Sozialbelange 
(Dialog auf kommunaler & regionaler Ebene, Schutz/ 
Entwicklungsmaßnahmen von lokalen Gemeinschaften) 

Achtung der Menschenrechte 
(Vermeidung von Menschenrechtsverletzungen) 

Bekämpfung von Korruption und Bestechung 
(bestehende Instrumente) 

§ 289c Absatz 1 HGB § 289c Absatz 2 HGB 

(3) Zu den in Absatz 2 genannten Aspekten sind in der 
nichtfinanziellen Erklärung weitere Pflichtangaben im Detail  
zu machen 

§ 289c Absatz 3 HGB 

► Auch Vorgaben des Deutschen Nachhaltigkeitskodex und GRI 

Vorführender
Präsentationsnotizen
Weitere Pflichangaben:
Je Aspekt:
Beschreibung der verfolgten Konzepte & deren Ergebnisse (inklusive der angewandten Due-Diligence Prozesse)
Wesentliche Risiken & deren Handhabung
Bedeutsamste nichtfinanzielle Leistungsindikatoren (KPIs)
Hinweise auf Beträge im Abschluss
Voraussetzung:
Wesentliche Information für:
Verständnis von Geschäftsverlauf, Geschäftsergebnis & Lage 
Verständnis über die Auswirkungen der Geschäftstätigkeit auf�die Aspekte
„Comply-or-Explain“-Ansatz
Schutzklausel: sehr begrenzte Ausnahmefälle / nachteilige Information weglassen, spätere Nachholung der Informationen bei Wegfall�von Gründen (§ 289e HGB)
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*Andreas Krautscheid, Mitglied der Hauptgeschäftsführung des Bankenverbandes 
**Achim Dercks, stellvertretender Hauptgeschäftsführer des DHIK 

CSR-Richtlinie Umsetzungsgesetz 
Reaktion der Verbände 

Bundesverband deutscher Banken (BdB) Deutscher Sparkassen- und Giroverband (DSGV) 

▪ Der Bankenverband unterstützt das CSR-Richtlinie 
Umsetzungsgesetz. 
 „Schon heute haben viele Banken ökologische 

Belange aufgrund der Entwicklungen im Umwelt- und 
Klimaschutz in ihr operatives Geschäft integriert und 
beziehen ausführlich in ihren Nachhaltigkeitsberichten 
Stellung dazu.“* 

▪ Der BdB empfiehlt den Deutschen Nachhaltigkeitskodex 
(DNK) als Rahmenwerk für die 
Nachhaltigkeitsberichterstattung. 

▪ In Kooperation mit dem Rat für Nachhaltige Entwicklung 
entwickelte der BdB eine Orientierungshilfe für 
mittelständische Banken. 

▪ Rundschreiben Nr. 2017/108:  
„IV. Umsetzung der Anforderung aus dem CSR-Richtlinie-
Umsetzungsgesetz 
 Der DSGV bietet den Sparkassen zur Unterstützung 

bei der Umsetzung des CSR-RUG ein eigens für 
Sparkassen entwickeltes Indikatoren-Set auf Basis 
des Deutschen Nachhaltigkeitskodex. 

Börsen-Zeitung, 19.04.2016: 
 2013 ist im Rahmen einer Kooperation zwischen dem 

Rat für Nachhaltige Entwicklung und dem DSGV eine 
Berichtssystematik für publizitätswillige Sparkassen 
entstanden mit 60 Indikatoren, die sich u.a. am 
Deutschen Nachhaltigkeitskodex orientieren.  
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Rahmenwerk zur Erfüllung der CSR-Richtlinie 
Wir empfehlen den Deutschen Nachhaltigkeitskodex 

Quelle: www.deutscher-nachhaltigkeitskodex.de 
 

Vorführender
Präsentationsnotizen
Ein gutes Werkzeug für Ersteinsteiger ist der Deutsche Nachhaltigkeitskodex (DNK) der Bundesregierung. Dieser ist leicht verständlich und mit dem niedrigsten Aufwand im Vergleich zu allen Standards verbunden. Zudem ist der DNK der einzige Standard, welcher die CSR-Berichtspflicht per se erfüllt. Das hat der Rat für Nachhaltige Entwicklung bereits juristisch geprüft.
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Wie können Unternehmen die CSR-Richtlinie erfüllen? 
Wir empfehlen den Deutschen Nachhaltigkeitskodex 

Quelle: www.deutscher-nachhaltigkeitskodex.de 
 

Vorführender
Präsentationsnotizen
Ein gutes Werkzeug für Ersteinsteiger ist der Deutsche Nachhaltigkeitskodex (DNK) der Bundesregierung. Dieser ist leicht verständlich und mit dem niedrigsten Aufwand im Vergleich zu allen Standards verbunden. Zudem ist der DNK der einzige Standard, welcher die CSR-Berichtspflicht per se erfüllt. Das hat der Rat für Nachhaltige Entwicklung bereits juristisch geprüft.
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Fünf Schritte auf dem Weg zu DNK-Entsprechenserklärung 

1. Bilden Sie eine Projektgruppe aus allen Unternehmensbereichen, gehen Sie die Kriterien gemeinsam 
durch und stellen fest, wo Daten fehlen und wer diese liefern könnte.  

2. Tragen Sie alle Informationen für den DNK zusammen und erklären Sie, welche Kriterien erfüllt 
(„comply“) werden. Erläutern Sie das Fehlen von Daten („explain“).  

3. Registrieren Sie sich in der DNK-Datenbank. Mit dem angelegten Unternehmensprofil können Sie Ihre 
Entsprechenserklärung in die Datenbank eintragen.  

4. Nach der Fertigstellung Ihrer Entsprechenserklärung senden Sie diese zur Überprüfung an das DNK-
Team des Nachhaltigkeitsrates. Darüber hinaus lässt sich seit dem 30. August 2017 die 
Entsprechenserklärung nach den Vorgaben der CSR-Berichtspflicht vom DNK prüfen.  

5. Nutzen Sie die DNK-Erklärung für Ihre Kommunikation: Mit dem Verweis auf das DNK-Profil und die 
Nutzung des DNK-Signet schaffen Sie zusätzliche Sichtbarkeit. 

www.deutscher-nachhaltigkeitskodex.de 

Vorführender
Präsentationsnotizen

Einfacher Einstieg in die Berichterstattung: der DNK gibt Leistungsindikatoren vor und vereinfacht so den Prozess erheblich
der DNK begleitet den NH-Prozess: Beschreibung der Kernthemen erleichtert den Einstieg in das strategische Nachhaltigkeitsmanagement
Die DNK-Datenbank enthält alle Entsprechenserklärungen und ist kostenfrei nutzbar. 
Der DNK ist geeignet, die EU-Berichtspflicht zu erfüllen.  
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Comply-or-Explain-Ansatz 

 

Comply - or - Explain 

Erläuterungspflicht der Umsetzung der 
Nachhaltigkeitsbelange 

Begründung warum kein Konzept verfolgt wird  
 

► Über die Feststellung, dass kein wesentliches Risiko besteht, muss nicht gesondert berichtet werden. 
► Schutzklausel bzgl. nachteiliger Informationen 
► Zur Wahrung des „Explains“: 

 
„Die „Muster GmbH“ erachtet/bewertet die  

jeweiligen Nachhaltigkeitsbelange  
als nicht einschlägig für ihre Geschäftstätigkeit.“ 

 
 
Quelle: wirtschaftsrecht-news.de 

Vorführender
Präsentationsnotizen
Comply-or-Explain-Ansatz 
Art. 19 a der CSR-Richtlinie sieht für die Berichtspflicht einen Comply-or-Explain-Ansatz vor. Dies soll sicherstellen, dass sich das Unternehmen zu jedem der Themen des festgelegten Katalogs äußert. Entweder das Unternehmen erläutert, wie es die festgestellten Probleme im Bereich der CSR-Belange löst oder es begründet, wenn es hinsichtlich eines CSR-Themas kein Konzept verfolgt. Die Erklärungspflicht besteht allerdings nicht für einen fehlenden Analyseprozess zur Risikoermittlung (Due-Diligence-Prozess). Über die Feststellung, dass kein wesentliches Risiko besteht, muss also nicht gesondert berichtet werden. Zur Wahrung der inhaltlichen Anforderungen an das „Explain“ sollte es daher ausreichen, sich auf die Äußerung zu beschränken, dass die jeweiligen Nachhaltigkeitsbelange als nicht einschlägig erachtet werden. Durch diesen Spielraum in der Berichterstattung der Unternehmen ist zu befürchten, dass die nichtfinanzielle Erkläung kaum eingehende Erläuterungen enthalten wird. Darüber hinaus können Informationen über künftige Entwicklungen weggelassen werden, wenn diese Angabe der Geschäftslage des Unternehmens ernsthaft schaden würde. Die Unterlassung darf jedoch eine faire und ausgewogene Einschätzung des Unternehmens nicht verhindern.
DNK
„Comply or explain“ ist ein Prinzip, das dem berichtenden Unternehmen flexibel ermöglicht, Abweichungen von der Offenlegung zu begründen. In einer DNK-Entsprechenserklärung berichten Unternehmen, wie sie die 20 Kriterien des DNK erfüllen (comply), oder erklären plausibel, warum ein Kriterium gegebenenfalls nicht berichtet wird (explain).
paradox
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Mit Sicherheit: Nachhaltigkeit gewinnt weiter an Bedeutung! 
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